
Seit 1998studiert Adrien
Thomas"Lettres modernes"
an der "Sorbonne Nouvelle"
in Paris. Die WOXXsprach
mitihmüber dasLeben der

Studerenden und die
Hochschulpolitik.

WOXX: Gab es zu Beginn des
Studiums Schwierigkeit zu
überwinden?
Adrien Thomas: Ich hatte das

Glück, ein Zi mmer in der "Cité
Universitaire" zu bekommen,
und hatte damit einrelativ"pro-
tegiertes" Umfeld. Ich hatte ei-
gentlich keine größeren Schwie-
rigkeiten, aber man braucht
Neugier und Offenheit, und eine
gewisse Anpassungszeit umsich

in einer fremden Stadt ein-
zuleben und Leute kennen-
zulernen. Im schulischen
Bereich sind die Unter-
schiede gegenüber dem
"Lycée" leider nicht so
groß − selbständiges und
autonomes Lernen werden
nicht besonders gefördert.
Auch das administrative
Hickhack und Probleme
wie Professorenmangel
sind manchmal schon ner-
venaufreibend.
Wie sieht ein Tagim Le-
beneinesStudenten aus?
Der Tagesablauf hängt
stark von der Fächerwahl
ab. Es gibt Studiengänge,
die mehr eigene Arbeit zu-

hause und in Bibliotheken vor-
aussetzen und andere, die eine
größere Präsenz an der Uni ver-
langen. Man hat aber viel
Freiraum und kann bei alltägli-
chen Dingen wie Essen und Aus-
gehen selber entscheiden, was
man wann unterni mmt. Auchin
der Freizeit lernt man ja... fürs
Leben. Da sind Unistädte mit ei-
nembreiten kulturellen und so-
zialenLebenvonVorteil.
Sie warenin Luxemburgpo-

litisch engagiert. Wie ist das
jetzt ?
In Luxemburg habe ich mich

amAufbau von"déi Lénk" betei-
ligt. Ich habein dieser Organisa-
tion eine Möglichkeit gesehen,
auf eine andere Art Politik zu
machen− zumTeil sehe ich das
i mmer noch so. Ich versuche,
den Kontakt zumpolitischen Ge-
schehen in Luxemburg nicht zu
verlieren. Doch sollte man sich
dort politisch engagieren, wo
mangeradelebt. Deshalbbinich
aktiv in einer französischen
Kampagne für das Wahlrecht
von Nicht−EU−Ausländern undin
"Comités d'action" gegen Neoli-
beralismus und Globalisierung.
Welche Probleme haben die

LuxemburgerStudierenden?
Es sind nicht diejenigen Lu-

xemburger, diestudieren, diedie
größten Probleme haben. Das
Problem ist eher, dass viele
nicht studieren können, weil sie
es sich nicht leisten können, ins
Ausland zugehen. Das sind zum
Beispiel Jugendliche aus Immi-
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"EineUni bringt
neuen Wind"
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Violence au parlement
Cette semaine, une session spéciale avec les i nterpella-
ti ons centrées sur l' éducati on était prévue au parlement.
Résultat du marathon: ci nq débats li qui dés en une jour-
née, un record pour la nouvelle culture de discussions
concises à la Chambre. Les ci nq i nterpellati ons en bref:
du café réchauffé sur les structures d' accueil par M. di
Bartolomeo, 120 minutes de discours académique "ex
cathedra" et 27 motions de M. Garcia, une analyse bien
ficelée du préparatoire par M. Zanussi et, comme des-
sert: une i nterventi on i ncroyablement populiste et si-
nistre du Dr. Colombera sur la vi olence àl' école. Heureu-
sement que la télé n' était pas présente présente, ell e au-
rait ai mé les diffamations anonymes du généraliste de
l' ADR sur les élèves violents aux casquettes noires, les
profs ivres et les rackets guettant les élèves à tous les
coi ns,... et sur le machisme i mporté de Turquie et les
pays du Sud et enfi n sur les femmes, dont l' activité pro-
fessionnelle mène les enfants au bord du goufre de la
violence. Les condamnations unani mes des autres partis
débouchèrent sur un brouhaha généralisé. Décidément, à
droite de l'i déol ogie "Leitkultur" il y a encore de la place
dans notre beau pays.

Abgeordnetefragenzuviel
Wer nicht fragt blei bt dummund wer fragt bekommt ei ns
auf den Deckel, zumi ndest von Minister François Biltgen.
Dieser hat sich nämlich kürzlich bei m Parlamentspräsi-
denten Jean Spautz beschwert, dass die 60 Luxembur-
ger Abgeordneten zu viele parlamentarische Anfragen
stellen. I n der Session 1999/2000 seien i nsgesamt 701
schriftliche Fragen an die Regierung gegangen, das ma-
che drei pro Arbeitstag. Am meisten lei de Gesundheits-
minister Carl o Wagner, dem allei n der Abgeordnete Jean
Colombera i nnerhal b von neun Monaten 29 Fragen stell-
te. Biltgen wies auf die Zeit hi n, die die Beantwortung der
Fragen koste, da ei nerseits oft mehrere Mi nisterien be-
troffen si nd, andererseits die Abgeordneten Fragen mehr-
fach stellen. Die Abgeordneten sollten sich vorher i m
Kammerbüro i nformieren. Nicht zu Unrecht widersprach
die LSAP mit demArgument, dass häufi g Fragen drei mal
gestellt werden müssten, um zufriedenstellende Antwor-
ten zu bekommen. Gerade parlamentarische Anfragen
si nd ei nes der wichti gsten I nstrumente des Luxemburger
Parlamentes, die Regierung zu kontrollierten. Die LSAP
verbittet sich jegliche Ei nmischung i n Chamber−Angele-
genheiten.

Handys, dasneue Stressgefühl
I n ei ner gerade ferti ggestellten Studie i m Auftrag des
bayrischen Umweltministeri ums wurde das Vieh von
Bauernhöfen i n Bayern und Hessen mit und ohne Mobil-
funkbelastung untersucht. Demnach verhalten sich Tiere
auf Höfen i n der Nähe von Mobilfunkanlagen signifikant
anders als Tiere auf Bauernhöfen ohne Strahl ungsei n-
fl uss. Die Wissenschaftler stellten ei n verändertes Wei-
de−, Futter− und Liegeverhalten fest. Außerdem soll die
Zahl der Missbil dungen i n der Nähe von Mobilfunkstati o-
nen erheblich höher sei n als bei Ri nderbeständen auf Hö-
fen ohne Mobilfunkstrahl ung. Die Ergebnisse, so die Wis-
senschaftler, weisen somit auf "Zusammenhänge zwi-
schen Strahlenexpostiti on und Verhalten hi n". Sie vermu-
ten, "dass die Strahlenwirkung ei ner chronischen Stress-
belastung ähnelt." I n diesemZusammenhang lädt die Ak-
ti onsgruppe für Umwelttexikologie, Akut asbl, zu ei ner
I nformati onsveranstaltung ei n. " Mobilfunk, Risiko für
Mensch und Tier?" ist das Thema am Dienstag, den 21.
November, um 20 Uhr i m Cercle Munici pal auf der Place
d' Armes. Referent ist der Sprecher der Bürgerwelle e. V.,
Dachverband der Bürger und I nitiativen zum Schutz vor
Elektrosmog, Siegfied Zwerenz.

KRANKENKASSEN

Selbstbeteiligung
alsPrinzip

Die Gewerkschaftsforderung
nach Abschaffung oder

zumindest Herabsetzung der
Selbstbeteiligung der

Versicherteni m
Gesundheitswesen wurde

von Patronat und Regierung
abgeschmettert. Ist das

Systemder Selbst-
verwaltung der Kranken-

kassen gescheitert?

wurden ihnen ab dem Januar
2000 375 LUF dafür abverlangt.
Die Steigerungen mögenauf den
ersten Blick als bescheiden gel-
ten, dochhabensieeinensozial-
politisch fragwürdigen Nachge-
schmack: GeringverdienerInnen
spüren sie weitaus stärker als
Besserbetuchte. Der oftmals an-
geführte pädagogische Effekt
scheint ebenfalls nicht zu
greifen.
Insgesamt konnten die Kran-

kenkassen schätzungsweise 300
Millionen LUF durch die erhöh-
ten Selbstbeteiligungen einspa-
ren. Dass nur ein Jahr später
plötzlich mit 650 Millionen Boni
gerechnet wird undi mnächsten
Jahr sogar 1,3 Milliarden Über-
schuss entstehen sollen, hat al-
so weniger mit diesen Eigenbe-
teiligungenzutun, als mit der Er-
höhung der Beiträge und den
größeren Zuwendungen des
Staates. Bei letzteren handelt es
sichfreilichnicht einfachumein
Geschenk, denn in der Vergan-
genheit wurdendenKrankenkas-
senauchzusätzliche Kostenauf-
gehalst, wie etwa die Übernah-
me der Finanzierung der neuro−
psychiatrischen Klinik in Ettel-
bruck durch die UCM, die allein
jedes Jahr 500 Millionen Kosten
verursacht.
Am Mittwoch forderten die

Gewerkschaften aus dem Pri-
vatsektor eine Aufhebung der
Beschlüsse hinsichtlich der
Selbstbeteiligung. Im letzten
Jahr warensie bei derenFestset-
zung mit 210zu211 Sti mmenun-
terlegen, in diesemJahre hatten
sie zwar das Argument eines
nicht existenten Defizits auf ih-
rer Seite, doch wurden diesmal

nur 182 Sti mmenfür ihre Belan-
ge verbucht: Die Staatsbeamten-
gewerkschaft CGFP enthielt sich
der Sti mme, "hoffentlich nicht
aus nachträglicher Dankbarkeit
an die DPfür eingutes Gehälter-
abkommen" − wie OGB−L−Präsi-
dent JohnCastagnarobetonte.
Aber es hätte ohnehin nicht

gereicht: die Arbeitgeber verfü-
gen zusammen mit dem Präsi-
denten über eine Sti mme Mehr-
heit, so dass die Versicherten−
VertreterInnen dach Nachsehen
haben.
Die sogenannte Selbstverwal-

tung der Krankenkassen redu-
ziert sich demnach auf die Ent-
chlussfreudigkeit des Präsiden-
ten, der vomSozial minister man-
datiert ist. Der gesundheitspoli-
tische Sprecher der LSAP, Mars
di Bartolomeo, hatte i m Parla-
ment vergeblich an die Adresse
der Regierung appelliert, eben-
falls für eine Aufhebung der
Selbstbeteiligung zu sti mmen.
Das 92er Selbstverwaltungsmo-
dell − einKindder CSV−LSAPKoa-
lition − scheint definitiv Schiff-
bruch zu erleiden. Die Gewerk-
schaften wollenjedenfalls in un-
gewohnter Einigkeit eine Ände-
rung der Beschlüsse auf an-
derem Wege herbeiführen. Nach
den wenig fruchtbaren Triparti-
te−Arbeiten in Bezug auf die Ar-
beitszeitregelung droht auchi m
Gesundheitsbereich der soziale
Frieden nachhaltig gestört zu
werden.

(ergué) –Jedes Jahr Mitte No-
vember ereignet sichi mgrößten
Plenarsaal des Landes das glei-
cheSzenario: 210 Patronats− und
die gleiche Zahl Gewerkschafts-
vertreterInnen treffen mit dem
Präsidentender"Uniondes Cais-
ses de Maladie" (UCM), Robert
Kieffer, i mHémicycle auf Kirch-
bergzusammen, umdas Gesamt-
budget der Krankenkassen für
das kommende Jahr zu be-
schließen.
So war es auch amvergange-

nen Mittwoch. Ein Gesetz aus
demJahre1992schreibt denVer-
sammelten vor, ein "ausgegli-
chenes" Budget zu verabschie-
den. Letztes Jahr stand dieses
Prinzip auf der Kippe: Für die
Folgejahre warenchronische De-
fizite in Milliardenhöhe voraus-
gesagt worden, weshalb auf
Wunsch des Ministers für Sozia-
le Sicherheit drei Beschlüsse
gefasst wurden: Die Beitragssät-
ze wurden erhöht und gleichzei-
tig den Versicherten höhere Ei-
genbeteiligungen aufgezwungen,
i m Gegenzug erklärte sich der
Staat bereit, rund eine Milliarde
LUF mehrfür die Krankenkassen
aufzubringen. Mussten sich
vorigesJahr zumBeispiel die Pa-
tientInnen pro Tag Klinikaufent-
halt mit 225 LUF beteiligen, so

aktuell2
grantenfamilien, aus Arbeiterfa-
milien, aber auchjene, die diefi-
nanzielle Abhängigkeit vom El-
ternhaus ablehnen. Der Luxem-
burger Staat müsste unbedingt
einefinanzielle Hilfe gewährleis-
ten, die es jedem erlaubt das
Studium seiner Wahl zu verfol-
gen.
Wie denken Sie über den

Ausbau des Uni−Standortes
Luxemburg?
Der AufbaueinerrichtigenUni

in Luxemburg ist absolut not-
wendig, vor allem weil dies ei-
nen anderen Wind in das Ban-
ken− und Konsumparadies Lu-
xemburg bringen würde Wichtig
ist in dieser Perspektive aber,
dassinallenBereichenKursean-
geboten werden. Zum Beispiel
Kurse in Sprach− und Sozialwis-
senschaften, und nicht nur sol-
che, die der Finanzplatzlobby
gerade nützlich erscheinen. Lei-
der geht die Entwicklung in die
andere Richtung. Es ist höchste
Zeit, dass endlich eine breite öf-
fentliche Debatte darüber statt-
findet.

Interview: RaymondKlein

AmSamstag, den 19. November
findet um11 Uhrin Esch aufdem
Rathausplatzein Rundtischge-
sprächzumThema"Visionen−
eine Universitätfür denSüden
des Landes" statt.Foto: Christian Mosar


